
 

 

 
 
I-22 U 57/23 
2 O 75/22 
Landgericht Krefeld 

 

  

Oberlandesgericht Düsseldorf 
  

IM NAMEN DES VOLKES 
 

Urteil 
 

In dem Rechtsstreit 
 

der Tipico Games Ltd., vertreten durch den Geschäftsführer, Tipico Tower, Vjal 
Portomaso, STJ4011 Malta, Malta, 

Beklagten und Berufungsklägerin, 
 

Prozessbevollmächtigte:   
 

 
 

gegen 
 

 
Kläger und Berufungsbeklagten, 

 
Prozessbevollmächtigte:  Rechtsanwälte Staudt, Prinzregentenstraße 

85, 81675 München, 
 
 
hat der 22. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Düsseldorf 
auf die mündliche Verhandlung vom 27.10.2023 
durch den Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht Behring, den Richter am 
Oberlandesgericht Dr. Rodemann und die Richterin am Landgericht Hoth 

für Recht erkannt: 

Die Berufung der Beklagten gegen das am 25.1.2023 verkündete Urteil 

der 2. Zivilkammer des Landgerichts Krefeld, Az. 2 O 75/22, wird 

zurückgewiesen. 
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Die Kosten des Berufungsverfahrens trägt die Beklagte. 

Dieses und das angefochtene Urteil sind ohne Sicherheitsleistung 

vorläufig vollstreckbar. 

 

 

Gründe 
I. 

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemäß §§ 540 Abs. 2, 313a Abs. 1 S. 1 

ZPO abgesehen. 

 

 

II. 
Die zulässige Berufung der Beklagten ist unbegründet. 

 

1. Die internationale Zuständigkeit ist gegeben. 

Auf die Überprüfung der internationalen Zuständigkeit ist § 513 Abs. 2 ZPO, nach 

dem die Berufung nicht darauf gestützt werden kann, dass das Gericht des ersten 

Rechtszuges seine Zuständigkeit zu Unrecht angenommen hat, nicht anwendbar 

(MüKo-ZPO, 8. Auflage 2022, § 513 ZPO, Rn. 19). Das Landgericht Krefeld hat die 

internationale Zuständigkeit zutreffend nach Art. 18 Abs. 1 EuGVVO angenommen. 

Der Kläger ist unstreitig Verbraucher im Sinne des Art. 18 Abs. 1 EuGVVO. 

 

2. Der Kläger hat einen Anspruch gegen die Beklagte aus § 812 Abs. 1 S. 1 Var. 1 

BGB auf die Zahlung von 12.208,52 EUR. 

 

a) Die Verbraucherschutzvorschriften des deutschen Rechts sind anwendbar. 

Ein Berufungsgericht ist aufgrund einer zulässigen Berufung grundsätzlich 

verpflichtet, die Anwendung des materiellen Rechts auf ein Rechtsverhältnis durch 

das Landgericht von Amts wegen zu überprüfen, unabhängig davon, ob die 

Rechtsanwendung durch das Landgericht von der Berufung beanstandet wird (BGH, 

Urteil vom 21.9.1995, VII ZR 248/94). Das Landgericht hat im Ergebnis zutreffend 

deutsches Verbraucherschutzrecht auf das Vertragsverhältnis der Parteien 

angewendet. 

 

Der Anwendung des deutschen Verbraucherschutzrechts steht die 

Rechtswahlklausel in Ziffer I Nr. 12 der AGB der Beklagten, nach der grundsätzlich 
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maltesisches Recht auf das Vertragsverhältnis der Parteien anzuwenden ist, nicht 

entgegen. Gemäß Art. 6 Abs. 2 S. 1 Rom-I-Vo können die Parteien ungeachtet des 

Absatzes 1 das auf einen Vertrag, der die Anforderungen des Absatzes 1 erfüllt, 

anzuwendende Recht nach Art. 3 Rom-I-Vo wählen. Die Rechtswahl ist nach Art. 6 

Abs. 2 S. 2 Rom-I-Vo jedoch dergestalt in ihren Wirkungen beschränkt, dass die 

zwingenden Vorschriften aus dem Aufenthaltsstaat des Verbrauchers zur 

Anwendung gelangen, soweit diese günstiger sind. Das Umweltrecht des 

Konsumenten stellt einen von der durch die Parteiautonomie bestimmten 

Rechtsordnung unabhängigen Mindeststandard dar. Die kraft objektiver Anknüpfung 

gemäß Art. 6 Abs. 1 Rom-I-Vo maßgeblichen Vorschriften, von denen überhaupt 

nicht oder nicht zulasten des Verbrauchers abgewichen werden darf, können nicht 

durch Abwahl unterlaufen werden (Staudinger, Internationales Vertragsrecht, 3. 

Auflage 2018, Art. 6 Rom-I-Vo, Rn. 72). Unabdingbare Normen des deutschen 

Rechts im Sinne von Art. 6 Abs. 2 Rom-I-Vo sind unter anderem Vorschriften der 

allgemeinen Rechtsgeschäftslehre wie §§ 134, 138 BGB oder Normen des 

allgemeinen Schuldrechts wie zum Beispiel § 242 BGB (Hüßtege/ Mansel, BGB, 

Rom-Verordnungen - EuErbVO – HUP, 3. Auflage 2019, Art. 6 Rom-I-Vo, Rn. 70). 

Bestimmungen öffentlich-rechtlicher Natur können zu den zwingenden Vorschriften 

zählen, wenn sie eine (auch) verbraucherschützende Funktion haben (Staudinger, 

Internationales Vertragsrecht, 3. Auflage 2018, Art. 6 Rom-I-Vo, Rn. 74). Die Geltung 

des § 134 BGB und des § 4 Abs. 4 GlüStV 2012, nach dem das Veranstalten und 

das Vermitteln öffentlicher Glücksspiele im Internet verboten ist, kann vor diesem 

Hintergrund durch die Rechtswahlklausel der Beklagten nicht abbedungen werden. 

 

b) Die Beklagte hat durch Leistung von dem Kläger einen Betrag in Höhe von 

14.737,70 EUR erlangt. 

Der Kläger hat in dem Zeitraum vom 19.8.2014 bis 21.4.2021 an den 

Online-Glücksspielen teilgenommen und zur Erfüllung von Verbindlichkeiten aus dem 

Glücksspielvertrag einen Betrag in Höhe von 43.168,41 EUR an die Beklagte 

gezahlt. Die Beklagte schüttete Gewinne in Höhe von 28.430,71 EUR an den Kläger 

aus, so dass ihr der Differenzbetrag von 14.737,70 EUR verbleibt. 

 

c) Die Beklagte hat den Betrag von 14.737,70 EUR ohne Rechtsgrund erlangt. 

Der zwischen den Parteien geschlossene Glücksspielvertrag ist wegen des 

Verstoßes gegen § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 gemäß § 134 BGB nichtig, so dass dieser 

keinen Rechtsgrund für das Behaltendürfen der durch den Kläger erbachten 
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Zahlungen darstellt. Nach § 134 BGB ist ein Rechtsgeschäft, das gegen ein 

gesetzliches Verbot verstößt, nichtig, wenn sich nicht aus dem Gesetz ein anderes 

ergibt. 

 

aa) Das Veranstalten und das Vermitteln öffentlicher Glücksspiele im Internet ist 

gemäß § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 (gültig vom 1.7.2012 bis 30.6.2021), der in dem 

Zeitraum der Teilnahme des Klägers an den Online-Glücksspielen der Beklagten 

vom 19.8.2014 bis 21.4.2021 in Kraft war, verboten. 

 

Durch den Umlaufbeschluss der Chefinnen und Chefs der Staats- und 

Senatskanzleien der Länder vom 8.9.2020 (Anlage B1, Bl. 170 ff. eA LG) sind die 

unerlaubten Online-Angebote von Casino- und Automatenspielen nicht im Wege 

eines Verwaltungsakts legalisiert worden (BGH, Urteil vom 22.7.2021, I ZR 194/20, 

Rn. 54). Mit der Regelung unter Nr. 5 des Umlaufbeschlusses haben sich die Länder 

lediglich darauf geeinigt, gegen welche Anbieter unerlaubten Glücksspiels im 

Rahmen der zur Verfügung stehenden Kapazitäten vorgegangen wird. 

 

Selbst wenn der Senat unterstellt, dass § 4 Abs.4 GlüStV 2012 im Falle eines 

Verstoßes gegen Art. 56 AEUV (Freier Dienstleistungsverkehr) gemäß dem 

Grundsatz des Anwendungsvorrangs des Gemeinschaftsrechts als 

entgegenstehende Bestimmung des nationalen Rechts ohne Weiteres und auch im 

Gerichtsverfahren zwischen Privatpersonen unanwendbar wäre, dringt die Beklagte 

nicht durch, denn § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 ist nach der Auffassung des Senats nicht 

unionsrechtswidrig. Insbesondere ist die damit verbundene Einschränkung der durch 

Art. 56 AEUV gewährleisteten Dienstleistungsfreiheit von Glücksspielanbietern 

gerechtfertigt, weil sie auch im unionsrechtlichen Sinne verhältnismäßig und 

insbesondere geeignet gewesen ist, zur Erreichung der mit ihr verfolgten 

Gemeinwohlzwecke in systematischer und kohärenter Weise beizutragen. Dies hat 

das BVerwG in zeitlichem Zusammenhang mit dem vorliegenden Vertragsschluss 

entschieden und dabei berücksichtigt, dass es insoweit auch auf die nach ihrem 

Erlass zu bewertenden Auswirkungen der restriktiven nationalen Regelung ankommt 

(BVerwG, Urteil vom 26.7.2017, 8 C 18/16, Rn. 38 und 43, juris). Der BGH geht in 

einer aktuelleren Entscheidung unter Bezugnahme auf die genannte Entscheidung 

des BVerwG von der fortbestehenden Unionsrechtskonformität der Regelungen in § 

4 GlüStV 2012 aus (vgl. BGH, Urteil vom 22.07.2021, I ZR 194/20, Rn. 45, juris), 

ebenso einhellig die jüngere obergerichtliche Rechtsprechung (vgl. OLG Frankfurt, 
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Urteil vom 8.4.2022, 23 U 55/21, Rn. 48, juris, mwN). Die Beklagte zeigt mit der 

Berufungsbegründung keine Aspekte auf, die dem Senat Anlass zu einer hiervon 

abweichenden Beurteilung geben. Soweit sie rügt, das Landgericht Krefeld habe sich 

aufgrund der europarechtlichen Verpflichtung zur fortlaufenden Evaluation der 

Auswirkungen der restriktiven nationalen Regelung nicht lediglich auf die bereits 

ergangene obergerichtliche Rechtsprechung beziehen dürfen, sondern eigene 

Erwägungen anstellen müssen, legt sie keine neuen Erkenntnisse dar, die eine 

abweichende Beurteilung rechtfertigen. Sie nimmt zum einen auf ältere Quellen 

Bezug, die bereits zum Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 

vorlagen (so Anlage B2, Bl. 177 ff. eA LG). Des Weiteren meint sie aus den 

Erläuterungen zum GlüStV 2021 (zitiert auf Bl. 135 eA LG) schließen zu können, 

dass das absolute Verbot von Online-Glücksspielen nicht erforderlich gewesen sei. 

Dabei übersieht die Beklagte jedoch, dass die Änderung des GlüStV gerade zur 

Regulierung des entstandenen Schwarzmarktes von Online-Glücksspielen für 

notwendig erachtet wurde, an dem sie beteiligt war. Dass sich Anbieter wie die 

Beklagte nicht an die Regelungen des GlüStV 2012 gehalten haben, kann nicht dazu 

führen, dass man die Regelung als ungeeignet erachtet, vielmehr ist bei der 

Beurteilung deren Befolgung zu unterstellen, denn sonst könnten derartige 

Beschränkungen durch schlichte Nichtbefolgung ausgehebelt werden. Der Anregung 

der Beklagten ein Sachverständigengutachten einzuholen, war ohne den 

erforderlichen substantiierten Parteivortrag nicht nachzugehen. 

 

Eine Vorlage an den Gerichtshof der Europäischen Union nach Art. 267 Abs. 3 

AEUV zur Prüfung der Unionsrechtswidrigkeit des § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 ist 

ebenfalls nicht veranlasst (vgl. BGH, Beschluss vom 22.7.2021, I ZR 199/20). Im 

Streitfall stellt sich keine entscheidungserhebliche Frage zur Auslegung des 

Unionsrechts, die nicht bereits durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs geklärt 

oder nicht zweifelsfrei zu beantworten ist. Der Gerichtshof hat entschieden, dass die 

unionsrechtliche Kohärenzprüfung beschränkender Maßnahmen im 

Glücksspielsektor im Einzelfall Sache der nationalen Gerichte ist (vgl. EuGH, Urteil 

vom 8. September 2010 - C-46/08, Rn. 65, juris). Die für diese Prüfung 

maßgeblichen Grundsätze des Unionsrechts hat er bereits geklärt (vgl. EuGH, Urteil 

vom 15.9.2011 - C-347/09, Rn. 44, 56, juris). Vor diesem Hintergrund ist der in der 

mündlichen Verhandlung erfolgten Anregung der Beklagten auf Aussetzung des 

Verfahrens im Hinblick auf die erneute Vorlage eines maltesischen Gerichts an den 

EuGH nicht zu folgen. 
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bb) Der Verstoß gegen § 4 Abs. 4 GlüStV führt zur Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts 

der Parteien. 

Die Frage, ob der in einem Rechtsgeschäft liegende Verstoß gegen ein gesetzliches 

Verbot nach § 134 BGB zur Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts führt, ist, wenn eine 

ausdrückliche Regelung fehlt, nach Sinn und Zweck der jeweiligen Verbotsvorschrift 

zu beantworten. Entscheidend ist, ob das Gesetz sich nicht nur gegen den Abschluss 

des Rechtsgeschäfts wendet, sondern auch gegen seinen wirtschaftlichen Erfolg. 

Der Umstand, dass eine Handlung unter Strafe gestellt oder als Ordnungswidrigkeit 

mit einer Geldbuße bedroht ist, bewirkt dabei nicht unabweislich die Nichtigkeit des 

bürgerlich-rechtlichen Geschäfts. Vielmehr sind für jede einzelne Vorschrift 

Normrichtung und -zweck zu ermitteln und zu werten. Verträge, durch deren 

Abschluss beide Vertragspartner ein gesetzliches Verbot verletzen, sind im 

Allgemeinen nichtig. Eine für alle Beteiligten geltende Straf- oder Bußgeldandrohung 

gibt einen gewichtigen Hinweis darauf, dass die Rechtsordnung einem das Verbot 

missachtenden Vertrag die Wirksamkeit versagen will. Betrifft das Verbot hingegen 

nur eine der vertragschließenden Parteien, so ist ein solcher Vertrag in der Regel 

wirksam (BGH, Urteil vom 17.6.2004, III ZR 271/03, Rn. 31 f., juris). 

Die Verbotsnorm des § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 richtet sich zwar nur an die Beklagte, 

nicht an den Kläger. Es ist jedoch zu berücksichtigen, dass die Beteiligung an einem 

nicht behördlich erlaubten Glücksspiel gemäß § 285 StGB strafbar ist. Es 

widerspräche zudem dem Sinn und Zweck des § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 

Online-Glücksspielverträge trotz des Verbots als wirksam anzusehen. Denn das 

gesetzgeberische Ziel des Unterbindens von Online-Glücksspielen kann nicht 

erreicht werden, wenn man den gegen § 4 Abs. 4 GlüStV verstoßenden Betreibern 

einen wirtschaftlichen Anreiz zur Fortsetzung der illegalen Praxis setzt, indem man 

den verbotswidrig abgeschlossenen Spielverträgen die Wirksamkeit zuspricht. Dem 

Spieler wird dadurch auch kein Anreiz zum risikofreien Online-Glücksspiel gesetzt. 

Denn auch wenn er seine Verluste zurückfordern kann, ist dies zunächst mit dem 

Beschreiten des Rechtswegs gegen die oft im Ausland sitzenden Unternehmen und 

dem Tragen des Insolvenzrisikos verbunden. Des Weiteren wird der Spieler lediglich 

so gestellt, als hätte er nie an dem Online-Glücksspiel teilgenommen, indem die 

ausgezahlten Gewinne mit den eingetretenen Verlusten verrechnet werden. Ziel 

eines Teilnehmers an einem Online-Glücksspiel ist es jedoch regelmäßig einen 

Gewinn zu erzielen. 
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Es ist auch nicht widersprüchlich § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 als Verbotsgesetz im Sinne 

des § 134 BGB zu behandeln, während die Rechtsprechung § 4 Abs. 1 S. 2 GlüStV 

2012 in den Klagen gegen die Zahlungsdienstleister nicht als solches einordnet. 

Denn die Ablehnung der Nichtigkeitsfolge bei einem Verstoß gegen § 4 Abs. 1 S. 2 

GlüStV 2012 wird damit begründet, dass aus den Gesetzesmaterialien erkennbar nur 

eine subsidiäre Inanspruchnahme der Zahlungsdienstleister nach § 9 Abs. 1 Satz 3 

Nr. 4 GlüStV 2012 ermöglicht werden sollte. Diese setzt neben der vorherigen 

Bekanntgabe unerlaubter Glücksspielangebote eine erfolglos gebliebene 

Inanspruchnahme des vom Online-Glücksspielverbot in § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 

adressierten Veranstalters bzw. Vermittlers voraus. Zweck dieser Verknüpfung ist es 

ersichtlich, auf diesem mittelbaren Weg die Glücksspielveranstalter zu treffen, die 

ihren Sitz regelmäßig im Ausland haben und deshalb für deutsche 

Verwaltungsbehörden nicht erreichbar sind (BGH, Beschluss vom 13.9.2022, XI ZR 

515/21, juris; OLG Köln, Urteil vom 23.6.2022, 18 U 8/21, Rn. 53 f., juris). Im 

vorliegenden Fall geht es jedoch um die Glücksspielveranstalter selbst, die von der 

Nichtigkeitsfolge des § 134 BGB getroffen werden. 

 

Die Beklagte kann sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen, dass der GlüStV 2021 

kein absolutes Verbot von Online-Glücksspielen mehr vorsieht, sondern diese unter 

einen Erlaubnisvorbehalt stellt. Wird ein Verbotsgesetz aufgehoben, so wird 

hierdurch die Nichtigkeit eines Geschäfts, das zuvor unter Verstoß gegen dieses 

Gesetz abgeschlossen wurde, nicht berührt (MüKo-BGB, 9. Auflage 2021, § 134 

BGB, Rn. 32). Die Beklagte hat ausweislich der Whitelist der Gemeinsamen 

Glücksspielbehörde der Länder Stand 22.8.2023 erstmalig am 7.10.2022 eine 

Erlaubnis für virtuelle Automatenspiele erhalten (Whitelist abrufbar unter 

gluecksspiel-behoerde.de). 

 

d) Dem Rückzahlungsanspruch steht § 814 BGB nicht entgegen. 

Das zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit Geleistete kann gemäß § 814 

BGB nicht zurückgefordert werden, wenn der Leistende gewusst hat, dass er zur 

Leistung nicht verpflichtet war. Der Kondiktionsausschluss gemäß § 814 BGB greift 

nur bei positiver Kenntnis vom Fehlen der Leistungsverpflichtung ein (MüKo-BGB, 8. 

Auflage 2022, § 814 BGB, Rn. 16). Die der Kondiktion entgegenstehende Kenntnis 

des Leistenden ist vom Empfänger zu beweisen (MüKo-BGB, 8. Auflage 2020, § 814 

BGB, Rn. 23). Die Beklagte hat keine Umstände dargelegt, aus denen sich ergibt, 

dass dem Kläger die Nichtigkeit der Verträge mit der Beklagten positiv bekannt war. 
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Zudem trägt die Beklagte vor, sie sei selbst davon ausgegangen, dass ihr Angebot 

legal gewesen sei. Vor diesem Hintergrund erschließt sich nicht wie der Spieler 

bessere Kenntnisse hätte haben sollen als der Anbieter der Online-Glücksspiele. 

 

e) Der Rückforderungsanspruch ist nicht nach § 817 S. 2 BGB ausgeschlossen. 

Dass der Kläger zu Beginn oder zumindest während seiner Spielserie bei der 

Beklagten Kenntnis von der Illegalität des Angebots der Beklagten in 

Nordrhein-Westfalen hatte oder sich dieser jedenfalls leichtfertig verschloss, hat die 

Beklagte nicht substantiiert dargetan. Gemäß § 817 S. 2 BGB ist die Rückforderung 

ausgeschlossen, wenn der Leistende selbst gegen ein gesetzliches Verbot oder 

gegen die guten Sitten verstoßen hat. Ein Ausschluss des Bereicherungsanspruchs 

ist unter dem Aspekt der Generalprävention aber nur dann zu rechtfertigen, wenn 

sich der Leistende bewusst außerhalb der Rechtsordnung gestellt, wenn er die 

Rechts- oder Sittenordnung vorsätzlich verletzt hat (MüKo-BGB, 8. Auflage 2020, § 

817 BGB, Rn. 85). Was Gesetzesverstöße anbelangt, so kann die Existenz der 

verschiedenartigsten, oft eher rechtstechnisch zu verstehenden Verbotsgesetze nicht 

ohne weiteres als bekannt vorausgesetzt werden. Folglich kann auch der Schluss 

von der Kenntnis der Umstände auf die Kenntnis der Gesetzeswidrigkeit nicht immer 

gezogen werden. Im Regelfall wird man daher die Kenntnis gerade des 

Verbotsgesetzes verlangen müssen, soweit es nicht um gesetzliche Verbote geht, 

die – ähnlich wie die Sittenordnung als Inbegriff der unerlässlichen Grundregeln 

menschlichen Zusammenlebens – als allgemein bekannt angesehen werden dürfen. 

Die Rechtsprechung lässt es genügen, wenn sich der Leistende der Einsicht in den 

Gesetzesverstoß leichtfertig verschließt (MüKo-BGB, 8. Auflage 2022, § 817 BGB, 

Rn. 87). Wendet der Bereicherungsschuldner ein, dass dem Leistenden ein Verstoß 

gegen ein gesetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten zur Last fällt, so trägt er 

hierfür die Beweislast. Denn bei § 817 S. 2 BGB handelt es sich um eine 

rechtshindernde Einwendung (MüKo-BGB, 8. Auflage 2022, § 817 BGB, Rn. 89). 

Die Kenntnis, dass die Online-Glücksspielangebote der Beklagten in 

Nordrhein-Westfalen als unerlaubtes Glücksspiel im Sinne des § 285 StGB zu werten 

waren setzt die Kenntnis der Regelungen des GlüStV 2012 voraus. Die Regelung 

des § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 kann nicht ähnlich wie die Sittenordnung als Inbegriff der 

unerlässlichen Grundregeln menschlichen Zusammenlebens als allgemein bekannt 

vorausgesetzt werden. Das Glücksspielrecht ist eine juristische Spezialmaterie, die in 

einem eigenen Staatsvertrag der Länder geregelt ist (vgl. OLG Dresden, Urteil vom 

27.10.2022, 10 U 736/22). Insbesondere ist zu berücksichtigen, dass sich die 
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Regelungen des GlüStV innerhalb weniger Jahre mehrfach verändert haben, so dass 

es für die Annahme der Kenntnis von einem Gesetzesverstoß einer tieferen 

Befassung mit der Materie bedarf. In Schleswig-Holstein galt etwas Anderes als in 

den übrigen Bundesländern. Zudem musste zwischen zahlreichen Wett-, Lotterie- 

und Glücksspielformen differenziert werden. Das Angebot der Internetanbieter war in 

der Werbung auf Deutschland ausgerichtet, die Domain der deutschsprachigen 

Webseite lautete zumeist auf „.de“. Zudem wurde damit geworben, es bestehe eine 

„europäische“ Lizenz; tatsächlich hatten die Anbieter eine ausländische Lizenz, die 

aber in Deutschland keine Gültigkeit hatte. Der Einwand der Beklagten, man habe 

sich über die Rechtmäßigkeit eines Angebots im Internet rasch erkundigen können 

und es sei in den Medien breit über die Illegalität des Online-Glücksspiels berichtet 

worden (Anlage B5, Bl. 237 ff. eA LG), greift nicht durch. Abgesehen davon, dass 

sich im Internet jeder denkbare Inhalt finden lässt, war die Rechtslage schon deshalb 

unübersichtlich, weil sie sich in Schleswig-Holstein von derjenigen im übrigen 

Deutschland unterschied (vgl. Finkenauer, Der Kondiktionsausschluss des § 817 S. 2 

BGB am Beispiel des verbotenen Online-Glücksspiels, ZfPW 2023, 133 (141), 

beck-online). Des Weiteren kann der Vorwurf des leichtfertigen Verschließens vor 

einem Gesetzesverstoß nicht an das Unterlassen eines wenigstens gelegentlichen 

Nachrichten- und Medienkonsums geknüpft werden. Denn niemand ist von Rechts 

wegen gehalten generell die Medien zu verfolgen (vgl. BGH, Urteil vom 29.7.2021, VI 

ZR 1118/20 zur Verjährung in den Dieselverfahren). 

 

Aus der Regelung Ziffer I. Nr. 7 der AGB der Beklagten (Anlage B6, Bl. 241 eA LG) 

ergibt sich nichts Anderes. Denn einen ausdrücklichen Hinweis auf die 

Rechtswidrigkeit von Online-Glücksspielen in Nordrhein-Westfalen enthält diese 

nicht, sondern lediglich den allgemeinen Hinweis, dass der Spieler sich selbst 

darüber informieren solle, ob das Online-Glücksspiel in seinem Land erlaubt sei. Wer 

sich einmal ohne vorherige Recherche zur Legalität derartiger Angebote entschließt, 

an hindernisfrei zugänglichen Online-Glücksspielen teilzunehmen, die keine 

erweislich konkreten Verdachtsanzeichen aufweisen, wird deren Rechtmäßigkeit 

beim wiederholten Spielen auch regelmäßig nicht mehr hinterfragen (OLG 

Braunschweig, Urteil vom 23.2.2023, 9 U 3/22, Rn. 140 f., beck-online). Ohne 

konkreten Vortrag der Beklagten zu Umständen, aus denen sich ein leichtfertiges 

Verschließen des Klägers ergeben könnte, bedurfte es keiner Parteivernehmung des 

Klägers, die die Beklagte mit dem Schriftsatz vom 30.8.2022 angeregt hatte (Bl. 462 

eA LG). 
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Vor diesem Hintergrund kann im vorliegenden Fall dahinstehen, ob eine 

teleologische Reduktion des § 817 S. 2 BGB vorzunehmen ist. 

 

f) § 762 Abs. 1 S. 2 BGB steht dem Rückzahlungsanspruch nicht entgegen. 

Gemäß § 762 Abs. 1 S. 2 BGB kann das auf Grund des Spieles oder der Wette 

Geleistete nicht deshalb zurückgefordert werden, weil eine Verbindlichkeit nicht 

bestanden hat. Indem § 762 Abs. 1 S. 1 BGB Spiel- und Wettverträgen die rechtliche 

Anerkennung versagt, schließt er es aber nicht aus, dass solche Verträge auch aus 

anderen Gründen unwirksam sind. Ist der Spiel- oder Wettvertrag nach §§ 134, 138 

BGB oder aus einem anderen Grund unwirksam, beurteilt sich die Rückforderung 

rechtsgrundlos erbrachter Leistungen nach §§ 812, 814, 817 BGB (MüKo-BGB, 8. 

Auflage 2020, § 762 BGB, Rn. 13). 

 

g) Die Beklagte kann dem Anspruch des Klägers nicht den Grundsatz von Treu und 

Glauben nach § 242 BGB entgegenhalten. 

Die Beklagte ist nicht schutzwürdig. Sie ist aufgrund ihres illegalen 

Online-Glückspielangebots in Deutschland bewusst die Gefahr eingegangen, die 

Einnahmen nicht behalten zu können. Sie hätte z.B. durch eine Sperre der Kunden 

mit entsprechendem Wohnsitz die Teilnahme eines Spielers aus 

Nordrhein-Westfalen an ihren Online-Glücksspielen ohne Weiteres unterbinden 

können. Der Kläger hat keine unzutreffenden Angaben bei der Anmeldung zu den 

Online-Glücksspielen der Beklagten getätigt. 

 

h) Die Beklagte kann sich nicht auf eine Entreicherung gemäß § 818 Abs. 3 BGB 

berufen. 

Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Ersatz des Wertes ist gemäß § 818 Abs. 

3 BGB ausgeschlossen, soweit der Empfänger nicht mehr bereichert ist. Es kann 

dahinstehen, ob die Beklagte in Umsetzung der maltesischen Glücksspielgesetze 

85% der vereinnahmten Spieleinsätze an andere Spieler ausgeschüttet und nur 15% 

zur freien Verfügung erhalten hat (Bl. 143 ff. eA LG). Dem Entreicherungseinwand 

steht, unabhängig davon ob er überhaupt durchgreift oder wegen anderweitig 

ersparter Aufwendungen wegfällt, die verschärfte Haftung der §§ 818 Abs. 4, 819 

Abs. 2 BGB entgegen. Die Beklagte hat durch die Annahme der Spieleinsätze gegen 

das gesetzliche Verbot des § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 verstoßen. 
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i) Die Einrede der Verjährung greift hinsichtlich der von 2014 bis 2018 getätigten 

Spieleinsätze in Höhe von 2.529,18 EUR durch. 

Das Landgericht führt zutreffend aus, dass für den Verjährungsbeginn die Kenntnis 

des Klägers reicht, dass er Zahlungen zur Nutzung öffentlich angebotener 

Glücksspiele im Internet erbracht hat. Gemäß §§ 195, 199 Abs. 1 BGB beträgt die 

regelmäßige Verjährungsfrist drei Jahre und beginnt mit dem Schluss des Jahres, in 

dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den den Anspruch 

begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder 

ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. Ein Gläubiger, der einen 

Bereicherungsanspruch aus § 812 Abs. 1 Var. 1 BGB verfolgt, hat Kenntnis von den 

anspruchsbegründenden Umständen, wenn er von der Leistung und den Tatsachen 

weiß, aus denen sich das Fehlen des Rechtsgrunds ergibt. Der Verjährungsbeginn 

setzt grundsätzlich nur die Kenntnis der den Anspruch begründenden Tatsachen 

voraus. Nicht erforderlich ist in der Regel, dass der Gläubiger aus den ihm bekannten 

Tatsachen die zutreffenden rechtlichen Schlüsse zieht. Nur ausnahmsweise kann die 

Rechtsunkenntnis des Gläubigers den Verjährungsbeginn hinausschieben, wenn 

eine unsichere und zweifelhafte Rechtslage vorliegt, die selbst ein rechtskundiger 

Dritter nicht zuverlässig einzuschätzen vermag. In diesem Fall fehlt es an der 

Zumutbarkeit der Klageerhebung als übergreifender Voraussetzung für den 

Verjährungsbeginn (BGH, Urteil vom 15.6.2010, XI ZR 309/09, Rn. 12, juris). Eine 

Rechtslage ist aber nicht schon dann unsicher und zweifelhaft, wenn eine 

Rechtsfrage umstritten und noch nicht höchstrichterlich entschieden ist (BGH, Urteil 

vom 21.2.2018, IV ZR 385/16). 

Der Kläger wusste bei Einzahlung der Spieleinsätze in dem Zeitraum 2014 bis 2018, 

dass er diese im Rahmen des Online-Glückspiels tätigt. Soweit der Kläger mit der 

Berufungserwiderung vorträgt, er habe keine Kenntnis über das Fehlen einer in 

Nordrhein-Westfalen gültigen Glücksspielerlaubnis gehabt (Bl. 179 eA), hätte er 

bezüglich der Lizenzierung der Beklagten in Malta jedenfalls grob fahrlässige 

Unkenntnis gehabt, da sich diese aus Ziffer I. Nr. 1 AGB der Beklagten ergibt (Bl. 241 

eA LG). Für den Verjährungsbeginn ist nicht erforderlich, dass der Kläger daraus den 

zutreffenden rechtlichen Schluss zog, nämlich, dass die Beklagte mit ihrem Angebot 

gegen § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 verstößt und der Vertrag daher gemäß § 134 BGB 

nichtig ist. Es lag auch keine unsichere und zweifelhafte Rechtslage vor, die selbst 

ein rechtskundiger Dritter nicht zuverlässig einzuschätzen vermochte, da es dafür 

nicht ausreicht, dass die Rechtslage umstritten und noch nicht höchstrichterlich 

geklärt ist. Es gab keine entgegenstehende höchstrichterliche Rechtsprechung, die 
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dem Kläger die Klageerhebung unzumutbar gemacht hätte (anders als im Fall des 

BGH, Urteil vom 28.10.2014, XI ZR 348/13, den der Kläger mit der 

Berufungserwiderung heranzieht, Bl. 181 eA). 

 

3. Der Kläger hat einen Anspruch aus § 852 BGB auf die Zahlung von weiteren 

2.529,18 EUR. 

Gemäß § 852 S. 1 BGB ist der Ersatzpflichtige auch nach Eintritt der Verjährung des 

Anspruchs auf Ersatz des aus einer unerlaubten Handlung entstandenen Schadens 

zur Herausgabe nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 

Bereicherung verpflichtet, wenn er durch eine unerlaubte Handlung auf Kosten des 

Verletzten etwas erlangt hat. Die Verweisung in § 852 BGB auf die Vorschriften über 

die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung bezieht sich nicht auf die 

tatbestandlichen Voraussetzungen, sondern auf die Rechtsfolgen. Der verjährte 

Deliktsanspruch bleibt als solcher bestehen und wird nur in seinem durchsetzbaren 

Umfang auf das durch die unerlaubte Handlung auf Kosten des Geschädigten 

Erlangte beschränkt, soweit es nach Maßgabe der bereicherungsrechtlichen 

Vorschriften zu einer Vermögensmehrung des Ersatzpflichtigen geführt hat (BGH, 

Urteil vom 21.2.2022, VIa ZR 8/21). 

 

a) Der Kläger hat neben § 812 Abs. 1 S. 1 Var. 1 BGB einen Anspruch gegen die 

Beklagte aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 4 Abs. 4 GlüStV auf die Zahlung von 

14.737,70 EUR, der in Höhe von 2.529,18 EUR ebenfalls aufgrund der Einrede der 

Verjährung nicht durchsetzbar ist. 

 

aa) Die Beklagte hat gegen § 4 Abs. 4 GlüStV als Schutzgesetz im Sinne von § 823 

Abs. 2 BGB verstoßen. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist eine Rechtsnorm ein 

Schutzgesetz im Sinne des § 823 Abs. 2 BGB, wenn sie zumindest auch dazu 

dienen soll, den Einzelnen oder einzelne Personenkreise gegen die Verletzung eines 

bestimmten Rechtsgutes oder eines bestimmten Rechtsinteresses zu schützen. 

Dafür kommt es nicht auf die Wirkung, sondern auf Inhalt, Zweck und 

Entstehungsgeschichte des Gesetzes an, also darauf, ob der Gesetzgeber bei Erlass 

des Gesetzes gerade einen Rechtsschutz, wie er wegen der behaupteten Verletzung 

in Anspruch genommen wird, zugunsten von Einzelpersonen oder bestimmten 

Personenkreisen gewollt oder doch mitgewollt hat. Es genügt, dass die Norm auch 

das in Frage stehende Interesse des Einzelnen schützen soll, mag sie auch in erster 
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Linie das Interesse der Allgemeinheit im Auge haben. Andererseits soll der 

Anwendungsbereich von Schutzgesetzen nicht ausufern. Es reicht deshalb nicht aus, 

dass der Individualschutz durch Befolgung der Norm als Reflex objektiv erreicht 

werden kann; er muss vielmehr im Aufgabenbereich der Norm liegen (vgl. BGH, 

Urteil vom 13.3.2018, VI ZR 143/17, beck-online; BGH, Urteil vom 22.6.2010, VI ZR 

212/09, beck-online; BGH, Urteil vom 13.3.2018 - II ZR 158/16, Rn. 14, beck-online). 

Ein gesetzliches Gebot oder Verbot ist als Schutzgesetz nur geeignet, soweit das 

geschützte Interesse, die Art seiner Verletzung und der Kreis der geschützten 

Personen hinreichend klargestellt und bestimmt sind (BGH, Urteil vom 23.7.2019, VI 

ZR 307/18, Rn. 12, juris). 

Diesen Anforderungen genügt § 4 Abs. 4 GlüStV. Insbesondere aus den Zielen des § 

1 Nr. 3 und 4 Var. 2 GlüStV 2012, Spieler- und Jugendschutz sowieso 

sicherzustellen, dass die Spieler vor betrügerischen Machenschaften geschützt 

werden, die den übrigen Zielen gleichrangig gegenüberstehen, ergibt sich, dass das 

Gesetz auch den Individualschutz und nicht lediglich den Schutz der Allgemeinheit 

bezweckt. Das Landgericht stellt zutreffend darauf ab, dass § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 

i.V.m. § 1 GlüStV 2012 die Spieler als einen individuell abgrenzbaren Personenkreis 

erfasst und aus der Einbeziehung des Schutzes der Spieler insbesondere vor 

betrügerischen Machenschaften folgt, dass die Norm jedenfalls auch das Vermögen 

der Spieler schützen soll. Zwar dient die Norm vor allem Allgemeininteressen, der 

Schutz des einzelnen Spielers vor den genannten Gefahren des Glücksspiels liegt 

jedoch auch im Aufgabenbereich der Norm (OLG Köln, Urteil vom 31.10.2022, 19 U 

51/22). 

 

bb) Die Beklagte handelte auch schuldhaft. 

Nach herrschender Meinung muss sich das Verschulden bei § 823 Abs. 2 BGB allein 

auf die Schutzgesetzverletzung beziehen, nicht dagegen auf einen darüber hinaus 

gehenden Verletzungserfolg, sofern er nicht zum Tatbestand des Schutzgesetzes 

gehört (MüKo-BGB, 8. Auflage 2020, § 823 BGB, Rn. 607). Sofern sich die Beklagte 

darauf beruft, sie sei davon ausgegangen, dass ihr Online-Glücksspielangebot legal 

gewesen sei, käme allenfalls ein Verbotsirrtum in Betracht, der für den 

Glücksspielanbieter jedoch vermeidbar war, da der Wortlaut des § 4 Abs. 4 GlüStV 

2012 eindeutig ist. 

 

cc) Durch die Verletzung des Schutzgesetzes ist dem Kläger ein Schaden in Höhe 

von 14.737,20 EUR entstanden. 
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Die Beklagte kann sich nicht darauf berufen, dass der Vermögensschaden nicht 

unmittelbar durch ihr Glücksspielangebot, sondern erst durch die freiwillige 

Teilnahmeentscheidung des Klägers entstanden ist. Der konkrete Schutzzweck der 

verletzten Norm determiniert das Erfordernis eines Vermögensschadens, so dass ein 

solcher selbst dann angenommen werden kann, wenn bei strenger Anwendung der 

Differenzhypothese kein Vermögensnachteil feststellbar oder der eingetretene 

Vermögensschaden streng genommen nicht durch den Verstoß gegen das 

Schutzgesetz verursacht worden ist (MüKo-BGB, 8. Auflage 2020, § 823 BGB, Rn. 

614). 

Die Beklagte kann sich auch nicht mit Erfolg darauf berufen, der Kläger habe durch 

die Hingabe des Geldes eine Gewinnchance erworben, denn aufgrund der 

Nichtigkeit des Spielvertrags hätte der Kläger im Fall eines Gewinns keinen 

einklagbaren Anspruch erworben (OLG Köln, Urteil vom 31.10.2022, 19 U 51/22). 

Daran ändert es nichts, dass die Beklagte tatsächlich Gewinne an den Kläger 

ausgezahlt hat. Denn der Hingabe der Einsätze aus dem Vermögen des Klägers 

stand ein klagbarer Einspruch auf Auszahlung eines etwaigen Gewinns nicht 

gegenüber, so dass sich das Vermögen des Klägers nach der Differenzhypothese 

gemindert hat. Daran kann eine freiwillige Leistung der Beklagten im Nachhinein 

nichts ändern. 

 

dd) Der Anspruch des Klägers ist nicht gemäß § 254 BGB aufgrund eines 

überwiegenden Mitverschuldens ausgeschlossen oder beschränkt. 

Ein Verschulden des Klägers in eigenen Angelegenheiten durch die freiwillige 

Hingabe des Geldes zu Zwecken des Online-Glücksspiels anzunehmen, liefe Sinn 

und Zweck des § 4 Abs. 4 GlüStV 2012 zuwider und würde auch dessen Charakter 

als Schutzgesetz konterkarieren. Der GlüStV 2012 dient mit seinem Ziel der 

Vermeidung und Bekämpfung von Spielsucht gerade auch in gewissem Umfang des 

Spielers vor sich selbst, was eine Anwendung des § 254 BGB ausschließt (OLG 

Köln, Urteil vom 31.10.2022, 19 U 51/22). 

 

ee) Die Einrede der Verjährung der Beklagten greift auch hinsichtlich des deliktischen 

Anspruchs aus § 823 Abs. 2 BGB i.V.m. § 4 Abs. 4 GlüStV in Höhe von 2.529,18 

EUR durch. 

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die obigen Ausführungen zur 

Verjährung des Anspruchs aus § 812 Abs. 1 S. 1 Var. 1 BGB Bezug genommen. 
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b) Da es sich bei § 852 BGB um eine Rechtsfolgenverweisung auf §§ 818 ff. BGB 

handelt, kann der Kläger von der Beklagten den in dem Zeitraum 2014 bis 2018 

erlangten Betrag in Höhe von 2.529,18 EUR ersetzt verlangen. 

 

4. Die Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 97 Abs. 1, 708 Nr. 10, 711, 713 ZPO. 

 

5. Die Revision wird nicht zugelassen, da die Voraussetzungen des § 543 Abs. 2 

ZPO nicht erfüllt sind. 

Der Rechtssache kommt weder grundsätzliche Bedeutung zu, noch erfordern die 

Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine 

Entscheidung des Revisionsgerichts. 

 

 

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 14.737,70 EUR festgesetzt. 

 

 

 
 
 
Behring 
 

 
 
Dr. Rodemann 
 

 
 
Hoth 
 

      
 




